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(Mr. 14082.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung 
landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. 
S. 401). Vom 24. Februar 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Artikel II des Geſetzes zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung landſchaftlicher 
(ritterſchaftlicher) Kreditinſtitute vom 12. November 1933 (Geſetzſamml. S. 401) erhält folgende 
Faſſung: 
5 (1) Die oberſten Verwaltungsorgane der landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kredit⸗ 
inſtitute werden ermächtigt, zur Durchführung der Neuordnung der Kreditinſtitute an 
Stelle der ſonſt ſatzungsmäßig berufenen Organe mit Genehmigung des Landwirtſchafts⸗ 
miniſters, des Miniſters für Wirtſchaft und Arbeit und des Juſtizminiſters neue 
Satzungen zu beſchließen. 

(2) Unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 1 werden die dort bezeichneten Miniſter 
ermächtigt, die zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung der landſchaftlichen 
(ritterſchaftlichen) Kreditinſtitute, einſchließlich der landſchaftlichen Banken, erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen, insbeſondere beſtehende Satzungen zu ändern, neue Satzungen 
einzuführen ſowie landſchaftliche Einrichtungen oder Anſtalten aufzuheben oder zu⸗ 
ſammenzulegen. 

(3) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 treten am 30. September 1934 außer Krgft. 
Die zuſtändigen Miniſter können die . des Abſ. 1 bereits vor dem 30. Sep⸗ 
tember 1954 außer Kraft ſetzen. 


8 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 24. Februar 1934. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Schmitt. Dar r é. 


Geſetzzammlung 1934. (1408214 086.) & u 
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Er Namen des Reichs verkünde ich für den Weichen das Bnegeite Geſetz, vet a 

eg ihre Zuſtimmung erteilt = FR; 

Berlin, den 24. Februar 1934. 


De Breuätice Dinifterpifitent: * 
G1 öring. * l 


Nr. 0 1 über die Abänderung der Verordnung, betreſſend dag Gländbuchweſen, vom 
13. November 1899 (Geſetzſamml. S. 519). Vom 24. Februar 1934. 


Auf Grund des 8 80 der Grundbuchordnung wird verordnet: 


8 1. 
Artikel 37 der Verordnung, betreffend ‚Das; SEN 
Geſetzſamml. S. 519) erhält folgende Faſſung: 

Die Vorſchrift des § 4 der G e fitidet == mehrere zu einem 
Familienfideikommiß oder einem Erbhofe gehörende Grundſtücke auch dann Anwendung, 
wenn ſte in den Bezirken verſchiedener Grundbuchämter belegen ſind. 
Grundbuchamt iſt nach § 20 des V zum Gerichtsverfaff a zu 
beſtimmen. : 


vom 13. November 1899 


den 


Diese eur g tritt mit ein auf die Verkündung Hören Ehe in OR. 
Berlin, den 24. Februar 19344. J 306 12 ne 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. 


(Siegel. 
Kerrl. Sat IR ra 


; es se ‚ Ausführungsbejtiutniungen zu dem Geſetze, betr. die Errichtung der Stiftung „Preußen⸗ 
5 haus“, vom 26. Oktober 1933 (Geſetzſamml. S. 408). Vom 12. Februar 1934. 
Gem 8 4 des Geſetzes, betr. die Errichtung der Stiftung „Preußenhaus“, vom 26. Oktober 
1933 (Geſetzſamml. S. 403) erlaſſe ich im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter folgende Aus⸗ 
eee 


1 
In s 1: | 0 
3 wesen der Stiftung „hrenzenhaus⸗ gilt als 5 Baba 


i 101 


Zu 8 2 Abf. 1 Satz 1: 
() Die im § 2 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten Grundſtücke gehen mit ben e 


= : ſtücken e Betriebsmitteln und Vorräten) mit dem, Tage des Inkraft⸗ 


tretens des Geſetzes in die Verwaltung der Stiftung über. 5 

(2) Die Grundſtücke mit ihrem Inventare ſind der Stiftung zu Wegen Die Auflaſſung 
ſoll alsbald nach Inkrafttreten des Geſetzes erfolgen. Nicht übereignet werden ſolche Ausſtattungs⸗ 
gegenſtände, die von dritter Seite oder von ſtaatlichen Muſeen, Schlöſſern uſw. der früheren 
Landtagsverwaltung leihweiſe überlaſſen waren. 

(3) Über den Beſtand an eigenem und fremdem Inventare ſind Verzeichniſſe aufzuſtellen. 

(4) Die Bibliothek des früheren Landtags iſt mit ihrem geſamten Beſtande der Stiftung 
zu übereignen; ſie ſoll künftig beſonders dem juriſtiſchen Nachwuchſe zur Verfügung ſtehen. Die 
näheren Beſtimmungen über are Benutzung erläßt der Präſident der Stiftung. 


Das züſtändige 
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(6) Das Stenographenbüro des bisherigen Landtags wird bis auf weiteres von der Stiftung 
mitverwaltet. Über ſeine künftige Verwendung ergehen beſondere Beſtimmungen. Die Mittel 
für das Büro ſtellt der Staat zur Verfügung. 


III. 
Zu § 2 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 3 

(1) Soweit Teile der Grundſtücke der Stiftung nicht für den Dienſtgebrauch preußiſcher 
Behörden verwendet werden, ſtehen fie auf Antrag für Zwecke des Reichs, für öffentlich- rechtliche 
Körperſchaften und für Organiſationen der NSDAP. zur Verfügung. Der Präſident der Stiftung 
entſcheidet über die Anträge auf Überlaſſung von Räumlichkeiten. Er iſt ermächtigt, Räume auch 
an Vereinigungen zu vergeben, deren Ziele den im § 1 des Geſetzes genannten Beſtrebungen 
Rechnung tragen. 

(2) Für die Überlaſſung der Räumlichkeiten 1103 Gebühren zu erheben, die der Präſident der 
Stiftung feſtſetzt. Von den preußiſchen Behörden, denen Teile der Grundſtücke für den Dienſt⸗ 
gebrauch überlaſſen ſind oder überlaſſen werden, ſind nur die auf dieſe Grundſtücksteile entfallen⸗ 
den Anteile der Selbſtkoſten perſönlicher und ſächlicher Art an die Stiftung zu erſtatten. Dieſe 
Anteile werden vom Präſidenten der Stiftung im Einvernehmen mit dem if ſchen Finanz⸗ 
miniſter feſtgeſetzt. f Pr 

IV. 
Zu $ 2 Abſ. 2: 

() Für den Haushalt der Stiftung ift alljährlich von ihrem Präfidenten im Einvernehmen 
mit dem Preußiſchen Finanzminiſter ein Voranſchlag aufzuſtellen. Die zum Ausgleich etwaiger 
Fehlbeträge des Haushalts erforderlichen Mittel werden der Stiftung vom Preußiſchen Staate zur 
Verfügung geſtellt. Sie ſind im Voranſchlag in Einnahme auszuweiſen. Als Ausgaben der 
Stiftung, deren Ausgleich ggf. vom Preußiſchen Staate vorzunehmen iſt, ſind im Haushalt 
der Stiftung auch diejenigen Beträge auszuwerfen, die zur Verſorgung der aus dem Landtag 
ausgeſchiedenen Angeſtellten und Arbeiter erforderlich find.” Etwaige Überſchüſſe des Haushalts 
der Stiftung ſind an den Preußiſchen Staat abzuführen und in der Ausgabe auszuweiſen. Der 
Haushaltsplan der Stiftung wird als Anlage dem Haushaltsplane des Preußiſchen see 
beigefügt. 

(2) Die Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung mit der Sehne 
ns des Präſidenten unterliegt der Prüfung durch die Oberrechnungskammer. 


00 Die Stiftung übernimmt in ihren Dienſt zunächſt die früheren Beamten des Landtags, 
N weit fie dieſe für ihren Bedarf benötigt; das Rechtsverhältnis dieſer Beamten als unmittelbare 
Staatsbeamte ſowie ihre Dienstbezüge bleiben von dem Übergang in den ee der 5 
unberührt. Sie können Huch innerhalb der Stiftung befördert werden. 


(4) Scheiden ſolche früheren Landtagsbeamten aus dem Dienſte der Stiftung, ſo werden 
ſie im Falle des Bedarfs nicht durch Beamte ſondern durch Angeſtellte oder Arbeiter erſetzt. 


(6) Für die fe und Arbeiter der Stiftung gelten die für die Angeſtellten und 
Arbeiter der Preußiſchen Staatsverwaltung jeweils beſtehenden Vorſchriften. Der erſtmalige 
Bedarf an Angeſtellten und Arbeitern wird ebenfalls aus den Arbeitskräften des früheren Ed 
gedeckt. 

(6) Auf die infolge af des Landtags zur Entlaſſung kommenden Angeſtellten und 
Arbeiter finden für die Zeit bis zu ihrer anderweitigen Unterbringung die Beſtimmungen über 
die Gewährung von Verſorgungsbeihilfen auch ohne Nachweis ihrer Arbeitsunfähigkeit Anwendung. 


27 V. —— 2 
Zu 8 3: - 
(1) Der Präſident der Stiftung führt ſeine Dienſtgeſchäfte als geſetzlicher Vertreter der 
‚Stiftung‘ mit den ee eines ahm alteren Er vertritt die Stiftung gerichtlich und 
außergerichtlich. et een dit he ı 
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(2) Den Direktor des Preußenhauſes ernennt der Vorſtand der Stiftung (Miniſterpräſident). 
Im übrigen werden die Angeſtellten und Arbeiter vom Präſidenten der Stiftung eingeſtellt. 

(3) Der Präſident verwaltet die geſamten wirtſchaftlichen Angelegenheiten der Stiftung 
nach Maßgabe ihres Haushalts. Ihm ſteht die Dienſtaufſicht über die Beamten, Angeſtellten und 
Arbeiter zu. 8 

(4) Der Präſident der Stiftung iſt ermächtigt, ſeine Befugniſſe für einzelne Geſchäftskreiſe 
auf Beamte oder Angeſtellte der Stiftung zu übertragen. 


Berlin, den 12. Februar 1934. 


Der Vorſtand der Stiftung „Preußenhaus“. 
Göring 
Preußiſcher Miniſterpräſident. 


(Nr. 14085.) Verordnung zur Durchführung des Reichsgeſetzes gegen Waldverwüſtung. Vom 
5 24. Februar 1934. | 


Auf Grund des 8 6 des Geſetzes gegen Waldverwüſtung vom 18. Januar 1934 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 37) wird verordnet: 
§ 1. 

Waldungen, die im unmittelbaren oder mittelbaren Eigentum oder im Miteigentum des 
Staates ſtehen oder von ſtaatlichen Stellen bewirtſchaftet werden, unterliegen den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes nicht. f | ; 

82. 

0 Der Zeitraum, innerhalb deſſen nach § 2 Abi. 1b des Geſetzes nicht mehr als /, ½0 
oder ½ der zu einer Betriebseinheit gehörenden Hochwaldfläche abgetrieben werden darf, iſt 
das Forſtwirtſchaftsjahr. Das Forſtwirtſchaftsjahr läuft, ſoweit nicht der Waldbeſitzer ſeine Be⸗ 
triebsbuchführung für einen anderen Zeitraum eingerichtet hat, vom 1. Oktober bis zum 30. Sep⸗ 
tember des folgenden Jahres. 

(2) Betriebseinheit iſt der Waldbeſitz oder der Teil eines Waldbeſitzes, der nach einem einheit⸗ 
lichen Betriebsplane bewirtſchaftet wird. Beſteht kein Betriebsplan, jo gilt der ganze Waldbeſitz 
oder der Teil des Waldbeſitzes, für den nach ſeiner räumlichen Lage die Bewirtſchaftung nach 
einem einheitlichen Betriebsplane forſtwirtſchaftlich möglich iſt, als Betriebseinheit. Bei Wald⸗ 
wirtſchaftsgenoſſenſchaften gilt der nach einem einheitlichen Betriebsplane bewirtſchaftete Genoſſen⸗ 
ſchaftswald als Betriebseinheit. In Zweifelsfällen entſcheidet der Regierungspräſident. 


fr § 3. 

Als normaler Vollbeſtand im Sinne des § 2 Abſ. 2 des Geſetzes gilt der durchſchnittliche 
Holzvorrat (Hauptbeſtand), der in einer örtlich anwendbaren Ertragstafel für die Holzart, die 
Ertragsklaſſe und das Alter des Beſtandes angegeben iſt. Beſtehen Zweifel darüber, welche 
Ertragstafel anzuwenden iſt, ſo entſcheidet der Regierungspräſident. 


a 


8 4. 


Zuſtändige Behörde im Sinne des $ 2 Abſ. 3, des $ 3 Abſ. 3 und des § 5 Abſ. 1 und 2 
des Geſetzes iſt der Regierungspräſident als Forſtaufſichtsbehörde gemäß § 4 in Verbindung mit 
§ 1 Abſ. 2p des Geſetzes über die Landesforſtverwaltung vom 1. Dezember 1933 (Geſetzſamml. 
S. 417). = 2 5 5 7 8 

i 8 5. 


Die rechtzeitige Wiederaufforſtung nach § 5 des Geſetzes iſt durch den Regierungspräſidenten 
zu überwachen und gegebenenfalls nach §8 5 Abf. 2 zu erzwingen. eg 
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; § 6. 

Der Regierungspräſident kann, ſoweit andere geſetzliche Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, 
auf Grund des § 6 des Geſetzes Ausnahmen von den Vorſchriften des § 2 Abſ. 1 des Geſetzes im 
Einzelfall auf Antrag des Waldeigentümers oder des ſonſt zur Verfügung Berechtigten zulaſſen 

a) von den Vorſchriften unter a) und p): 

1. für Holzbeſtände, die durch Naturereigniſſe (Windbruch, Waldbrand, Inſektenfraß 
uſw.) oder durch Einwirkungen anderer Art vernichtet oder jo beſchädigt ſind, daß 
ihre Weiterbewirtſchaftung in Rückſicht auf Beſtandes⸗ und Bodenpflege nicht zu 
vertreten iſt, 

2. für Holzbeſtände, die nach dem Gutachten des zuſtändigen Landforſtmeiſters aus 
ungeeignetem Saatgut erwachſen oder aus ſonſtigen Urſachen in ihrer Wuchsleiſtung 
ſo minderwertig ſind, daß ihr Abtrieb gerechtfertigt iſt, 

3. für Holzbeſtände, die nachweislich vor dem Inkrafttreten des Geſetzes zum Abtrieb 
verkauft ſind, bis zum 30. Juni 1934, 

4. für Holzbeſtände, die zum Zweck des Überganges zu einer anderen Nutzungsart 
abgetrieben werden ſollen; 

p) von der Vorſchrift unter a): 
für Beſtände, die nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen aus Gründen des Wald⸗ 
ſchutzes, insbeſondere der Hiebsfolge, abgetrieben werden müſſen; 5 i 
c) von der Vorſchrift unter b): : 

1. wenn die Überſchreitung der zuläſſigen Abtriebsfläche nach dem Entſchuldungsplane 
der zuſtändigen Entſchuldungsſtelle zur Erhaltung oder Entſchuldung des Beſitzes 
notwendig iſt und nach dem Ermeſſen des Regierungspräſidenten eine andere wirt⸗ 
ſchaftlich vertretbare Möglichkeit zur Erreichung dieſes Zweckes nicht beſteht, 

2. wenn der Waldbeſitzer nachweiſt, daß er ſeit Inkrafttreten des laufenden Betriebs⸗ 
plans gegenüber dem Abnutzungsſatz oder, wenn er ohne Betriebsplan wirtſchaftet, 
in den letzten fünf Jahren gegenüber der normalen Nutzung erhebliche Ein⸗ 
ſparungen gemacht hat, bis zur Höhe dieſer Einſparungen, 

3. für Waldungen von über 10 bis 25 ha, die im ausſetzenden Betriebe bewirtſchaſtet 
werden, bes dieſer Betrieb nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen berechtigt iſt. 


8 7. . 

(1) Die Genehmigung darf in den Fällen des § 6 Buchſt. a nur verſagt werden, wenn die 
Nachteile, die durch den Abtrieb für die Holzverſorgung oder die Arbeitsverſorgung eines größeren 
Gebiets oder hinſichtlich der Wirkungen des Waldes auf die allgemeine Landeskultur entſtehen, 
größer ſind als der Schaden, der dem Waldbeſitzer durch das Stehenlaſſen der Beſtände oder 
Beſtandesteile erwächſt. 

(2) Der Regierungspräſident kann die Friſt 270 § 6 Buchſt. a Ziffer 3 in beſonderen Fällen 
bis zum 30. September 1934 an 

§ 8. 

Der Regierungspräſident kann, wenn die rechtzeitige Wider u der Waldfläche, füt 
welche der Abtrieb beantragt iſt, nicht geſichert erſcheint, die Genehmigung nach § 6 mit Aus⸗ 
nahme des Falles unter a) 4 davon abhängig machen, daß der zur Wiederaufforſtung erforderliche 
Geldbetrag hinterlegt oder anderweit ſichergeſtellt wird. 


89. 

0 Der A a e dent kann die Zuſtändigkeit nach den SS 2 bis 8 dieſer ann 
mit Ausnahme des Falles des § 6 Buchſt. e Ziffer 1 bei Waldungen über 100 ha dem Landforft- 
meiſter, bei Waldungen bis zu 100 ha dem Forſtmeiſter übertragen. Im Falle des § 5 Abf. 2 
des Geſetzes hat der Landforſtmeiſter oder der Forſtmeiſter die e e der 
Wiederaufforſtung beim Regierungspräſidenten zu beantragen. f 
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(2) Der Regierungspräſident beſtimmt, welcher Forſtmeiſter für den Kreis oder für Teile 
des Kreiſes zuſtändig iſt. Er kann im Einvernehmen mit dem Regierungspräſidenten des an⸗ 
grenzenden Bezirkes einen Forſtmeiſter dieſes Bezirkes als zuſtändig beſtimmen, insbeſondere wenn 
deſſen dienſtlicher Wohnſitz für den Kreis oder für Teile des Kreiſes näher liegt als der eines Forſt⸗ 
meiſters ſeines Bezirkes. 

(3) Iſt nach ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen, z. B. nach dem Geſetze zur Erhaltung des 
Baumbeſtandes und Erhaltung und Freigabe von Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit 
vom 29. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 213), für Abholzungen die Genehmigung anderer Behörden 
erforderlich, ſo entſcheidet über die Zulaſſung von Ausnahmen nach § 6 dieſer Verordnung der 
Negierungspräfident, auch wenn er die Zuständigkeit nach Abſ. 1 übertragen hat. 


5. 10. 

(), Anträge auf Entſcheidungen nach § 2 Abs. 3 des Geſetzes oder nach den ss 2, 3, 6 und 7 
dieſer Verordnung ſind an den zuſtändigen Forſtmeiſter zu richten. Dieſer prüft die Anträge und 
legt ſie, ſoweit die Entſcheidung nicht ihm ſelbſt übertragen iſt, mit ſeiner Stellungnahme der zu⸗ 
ſtändigen Behörde vor. i 8 

(2) Soweit ſonſtige geſetzliche Beſtimmungen (§ 9 Abſ. 3) für Abholzungen die Genehmigung 
anderer Behörden vorſchreiben, find Anträgen nach $ 6 dieſer Verordnung ſolche Genehmigungen 
beizufügen. N f 

0 f § 11. 

Die Beſchwerde gegen eine Entſcheidung, die auf Grund des Geſetzes oder auf Grund dieſer 
Verordnung getroffen wird, iſt binnen zwei Wochen bei der Stelle, gegen die ſie ſich richtet, ein⸗ 
zulegen. Auf die Beſchwerde entſcheidet endgültig, wenn ſie ſich gegen eine Entſcheidung des Forſt⸗ 
meiſters richtet, der Regierungspräſident; wenn ſie ſich gegen eine Entſcheidung des Landforſt⸗ 
meiſters oder des Regierungspräſidenten richtet, der Miniſterpräſident (Landesforſtverwaltung). 

e 9.12 „„ 

Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 

x 5 3 5 = a4 in uhasap eerTne 
Berlin, den 24. Februar 1934, 5 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14086.) Ausführungsverordnung zum Reichsgeſetz über Pächterſchutz. Vom 20. Februar 1934. 


Auf Grund des Geſetzes über Pächterſchutz vom 22. April 1933, § 8 Abſ. 2, 2. Halbſatz, 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 221) ſowie des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes über Pächterſchutz vom 
23. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 392) und des Zweiten Geſetzes über Anderung des Geſetzes 

über Pächterſchutz vom 27. Oktober 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 780) wird hiermit folgendes 
verordnet: ne 3 5 
9 1. a 


Das Pachteinigungsamt kann in Abweichung von den Vorſchriften des § 2 Abſ. 1 Satz 2 
und des § 4 Abſ. 1 Satz 3 des Geſetzes über Pächterſchutz vom 22. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 221) mit rückwirkender Kraft eine Verlängerung des Pachtverhältniſſes auch dann anordnen, 
wenn der Verpächter das Grundſtück in eigene Bewirtſchaftung nehmen will, ſofern der Pächter 
das Grundſtück noch nicht geräumt hat und bei Räumung des Grundſtücks gezwungen wäre, 
ſein Inventar ganz oder zum größten Teil zu verſchleudern. § 8 der Durchführungsverordnung 
vom 17. November 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 529) findet Anwendung. i f 
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8 2. 
Fals der bisherige Pächter das Grundſtück noch nicht gerd hat und bei en 


gezwungen wäre, fein Inventar ganz oder zum größten Teil zu verſchleudern, finden die Vor⸗ 5 


ſchriften des Geſetzes über Pächterſchutz vom 22. April 1933 in der Faſſung des Zweiten Geſetzes 
über Anderungen des Geſetzes über Pächterſchutz vom 27. Oktober 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 780) 
Anwendung, auch wenn der Verpächter oder Erſteher eine andere Verpachtung vorgenommen hat. 
§ 8 der Durchführungsverordnung vom 17. November 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 529) findet 
ey 
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Das Pachtverhältnis darf jedoch in den Fällen der 88 1 und 2 nicht verlängert werden, 
wenn dringende öffentliche Intereſſen entgegenſtehen oder wenn bei Abwägung der berechtigten 
Intereſſen der Beteiligten die Verlängerung des Pachtvertrags eine ſchwere Unbilligkeit dar⸗ 
ſtellen würde, 5 wenn in nn der 5 erhebliche N 
gemacht ſind. F ne, Se ae Sea 8 
SHE aer r § 4. 1 820 fi 

Eine vor Erlaß dieser Verordnung gemäß 8 6 des Gerte über Seren vom 2 2. April 
1933 erfolgte Friſtſetzung iſt wirkungslos. 

Sb: 

Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden ge in kraft Mit dem 
gleichen Zeitpunkte wird die Verordnung über die Ausführung des Pächterſchutzgeſetzes vom 
23. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 392) vom 8. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 245), die Ver⸗ 
ordnung über die Ausführung des Geſetzes über Pächterſchutz vom 22. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 221) vom 25. Auguſt 1933 (Geſetzſamml. S. 343) und die Verordnung zur Ergänzung der 
Verordnung über die Ausführung des Geſetzes über Pächterſchutz vom 22. April 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 221) vom 25. Auguſt 1933 ne © 3 vom, 19. IE 1933 (Geſetz⸗ 


ſamml. S. 376) außer Kraft geſetzt. 5 Bern 


Berlin, den 20. er 1934. 


— — 
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2 da vom 9. . 1924 — Geſetzſam ml. 
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1 Berlin, den 21. Februar 1934. Gere Pin zer ar en bab ematt du H 
I Preußisches Miniftertun‘ des Junern rd 2 düsmas 5d, 1 
ind g 
dene e es; we ER E. niit | 

ER Bekanntmachung. e 


E i Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
I. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. November 1933 


Bias über, die- Verleihung des Enteignungsrechts an die Nordweſtdeutſchen Kraftwerke, Aklien⸗ 
geſellſchaft in Hamburg, zum Bau zweier Leitungen für die NEE elektriſcher 
Energien, und zwar einer 60000 Volt⸗Doppelleitung zwiſchen Wiesmoor und e 
und einer 20, 000, Volt⸗Einfachleitung zwiſchen Wiesmoor und Aurich b arme 
dur das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr: 48 S. 136, 8 am g. Dexember 1933, 
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2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. November 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Laud Preußen (Verwaltung des 
Innern) zur produktiven Beſchäftigung und zur Unterbringung von Häftlingen iunerhalb 
des Regierungsbezirkes Osnabrück 5 a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 47 S. 159, ausgegeben am 25. November 1933; 


co 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. November 1933 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Hilden für die Anlage 
einer Schmutzwaſſerkanaliſation 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 49 S. 382, ausgegeben am 9. Dezember 1935; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Dezember 1933 
über die Anderung der Genehmigungsurkunde über den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn 
von Einbeck nach Daſſel durch die Ilmebahn⸗Geſellſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 7 S. 22, ausgegeben am 17. Februar 1934, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1934 5 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Bad Sooden-Allendorf zum 
Neubau einer Badeauſtalt an der Werra i 

durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 5 S. 20, ausgegeben am 3. Februar 1934; 


au 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichswehrfiskus) für 
Zwecke der Marineverwaltung 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig tr. 7 S. 40, ausgegeben am 17. Februar 1934; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Februar 1934 g 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die J. G. Farbeninduſtrie, Aktiengeſell⸗ 
ſchaft in Frankfurt a. M., zun Bau einer Fabrikanlage für die Herſtellung von Metall⸗ 
produkten in Aken (Elbe) a a 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 7 S. 19, ausgegeben am 17. Februar 1934. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußziſchen Geſetzſammlung 


Jahrgang 1933 . 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1932 find noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden" 
reis 1,35 Ron zuzüglich der Berſandſpeſen. 

Von den Jahrgängen 1920 — 1933 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. N 

Von den Haupiſachberzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 ſind noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preise von 1,— bezw. 2,— RM verkauft werden. 
Bezug durch den Buchhandel oder unmittelbar vom Verlag. 


Berlin W. 9 N N. v. Detker's Verlag, G. Schenck 
Linkitrane 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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